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Helmpflicht 
oder nicht?

Für Kinder gibt es bereits 
in einigen Bundesländern 

Vorschriften. 
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Kontrolle  l der (privaten) Internetnutzung am Arbeitsplatz

Liebe Klientinnen 
und Klienten!
Im Jänner 2016 beschäf-

tigte sich der Europäische 
Gerichtshof für Menschen-
rechte (EGMR 12. Jänner 2016 
61496/08 Barbulescu/Rumä-
nien) mit der Frage der pri-
vaten Nutzung betrieblicher 
IT-Infrastruktur und der da-
mit verbundenen Kontrol-
le durch den Arbeitgeber, die 
bereits erhebliche Diskussi-
onen ausgelöst hat. Nun hat 
die große Kammer des EGMR 
(Urteil vom 5. September 2017) 
wesentliche Klarstellungen 
vorgenommen: Unterneh-
men dürfen die Internetkom-
munikation ihrer Beschäf-
tigten nur überwachen, wenn 
die Überwachung verhältnis-
mäßig ist. Voraussetzung da-
für ist, dass der Beschäftigte 
vorab über die Möglichkeit, 
die Art und das Ausmaß von 
Kontrollen informiert wurde. 

Der Rumäne Barbulescu 
war als Vertriebsingenieur 
beschäftigt. Auf Bitten seines 
Arbeitgebers richtete er einen 
Messenger-Account ein, um 
Kundenanfragen zu beant-
worten. 2007 wurde Barbu-
lescu gekündigt, weil er den 
Dienst auch privat genutzt 
hatte, obwohl Unterneh-
mensressourcen zu privaten 
Zwecken nicht genutzt wer-
den durften. Der Arbeitgeber 
hatte die Messenger-Kommu-
nikation überwacht und legte 
ein 45-seitiges Transkript der 
privaten Chats vor. Nachdem 
Barbulescu ohne Erfolg vor 
den rumänischen Gerichten 
gegen seine Kündigung vor-
gegangen war, legte er Be-
schwerde beim EGMR ein. An-
fang 2016 verneinte der EGMR 

eine Verletzung des Rechts 
auf Achtung des Privatlebens 
und der Korrespondenz (Art 8 
EMRK). Barbulescu beantrag-
te anschließend die Verwei-
sung an die Große Kammer. 
Diese stellte nun eine Verlet-
zung des Rechts auf Achtung 
des Privatlebens fest. 

Der EGMR nennt in seiner 
Entscheidung Kriterien für 
die Überwachung der Kom-
munikation von Beschäf-
tigten durch den Arbeitgeber. 
Erforderlich ist eine umfas-
sende Abwägung zwischen 
dem Recht des Arbeitneh-
mers auf Schutz seiner Privat-
sphäre und dem Kontrollinte-
resse des Arbeitgebers. Zu be-
achten ist, 
n ob der Arbeitnehmer vorab 

über die Möglichkeit, die Art 
und das Ausmaß der Über-
wachung seiner Kommuni-
kation informiert wurde, 

n ob die Überwachungsmaß-
nahme des Arbeitgebers 
durch sachliche Gründe ge-
rechtfertigt werden kann, 
und

n ob dem Arbeitgeber zur Er-
reichung des von ihm an-
gestrebten Kontrollzwecks 
gelindere Überwachungs-
maßnahmen zur Verfü-
gung standen.
Grundsätzlich werden 

von der EMRK nur Vertrags-
staaten, nicht auch Private 
verpflichtet. Das Besonde-
re ist, dass der private Arbeit-
geber nicht unmittelbar an  
Art 8 EMRK gebunden war. Al-
lerdings ergeben sich aus der 
EMRK positive Schutzpflich-
ten der Vertragsstaaten zur Si-
cherstellung der Grundrechte 
auch zwischen Privaten. 

Auch für das österrei-
chische Arbeitsrecht ist die 
vorliegende Entscheidung 
von großer Bedeutung. Hätte 

sich der Fall in Österreich zu-
getragen, hätte der Abschluss 
einer Betriebsvereinbarung 
beziehungsweise in Betrieben 
ohne Betriebsrat eine Zustim-
mung des einzelnen Arbeit-
nehmers zur Kontrolle nichts 
an der Rechtswidrigkeit ge-
ändert. Durch die Ermittlung 
und weitere Verwendung 
der Inhaltsdaten würde je-
denfalls gegen die Bestim-
mungen des  Datenschutzge-
setzes und des Telekommu-
nikationsgesetzes verstoßen 
werden. Insoweit sind die be-
stehenden österreichischen 
Normen gemessen an der Eu-
ropäischen Menschenrechts-
konvention grundrechtswah-
rend. � n

MAG. KLAUS HASLINGLEHNER
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Welche Informationen hält der Grundbuchauszug bereit?  
 
 

REPUBLIK ÖSTERREICH 
GRUNDBUCH 

GB 

Auszug aus dem Hauptbuch 
 
KATASTRALGEMEINDE 19544 St. Pölten   EINLAGEZAHL 1234 
BEZIRKSGERICHT St. Pölten 
************************************************************************** 
Letzte TZ 21562/2012 
Einlage umgeschrieben gemäß Verordnung BGBl. II, 143/2012 am 07.05.2012 
*************************************A1*********************************** 
   GST-NR   G BA (NUTZUNG)        FLÄCHE  GST-ADRESSE 
   123/1     GST-Fläche             679 
              Bauf.(10)             144 
              Bauf.(20)              46 
              Gärten(10)             489 Wohlfühlstraße 1 
Legende: 
Bauf.(10): Bauflächen (Gebäude) 
Bauf.(20): Bauflächen (Gebäudenebenflächen) 
Gärten(10): Gärten (Gärten) 
************************************A2************************************ 
  1 a gelöscht 
************************************B************************************* 
  5 ANTEIL: 1/2 
    Anna Müller 
    GEB: 1984-04-01 ADR: Grabenstraße 113, St. Pölten 3100 
     a 7186/2011 IM RANG 7532/2010 Kaufvertrag 2010-12-06 Eigentumsrecht 
   6 ANTEIL: 1/2 
     Max Müller 
     GEB: 1983-04-01 ADR: Grabenstraße 113, St. Pölten 3100 
       a 7186/2011 IM RANG 7532/2010 Kaufvertrag 2010-12-06 Eigentumsrecht 
*************************************C************************************ 
  11 a 7186/2011 Pfandurkunde 2011-10-03 
         PFANDRECHT Höchstbetrag EUR 150.000,-- 
          für Sparschwein Bank Aktiengesellschaft (FN 12321i) 
     b 7186/2011 VORRANG von LNR 11 vor 12 
  12 a 7186/2011 
         BELASTUNGS- UND VERÄUSSERUNGSVERBOT gem Pkt II. Abs 1 
         Vereinbarung 2011-09-09 für 
          a) Ali Albert, geb 1964-10-10 
          b) Berti Albert, geb 1966-10-09 
      b 7186/2011 VORRANG von LNR 11 vor 12 
*********************************** HINWEIS ****************************** 

Eintragungen ohne Währungsbezeichnung sind Beträge in ATS. 

************************************************************************** 
 
 
 

Für jede Liegenschaft besteht eine so 
genannte Einlage, die je Katastralge-
meinde mit der Einlagezahl (EZ) eindeu-
tig bezeichnet ist. 

 
zuständiges Gericht 

 
Aktenzahl (TZ) zu 
der in dieser 
Einlage die jeweils 
letzte Eintragung 
vollzogen wurde 

Grundstücksnummer 

 

Im A1-Blatt scheinen alle zu 
dieser Einlage gehörenden 
Grundstücke sortiert nach 
ihren Grundstücksnummern 
auf. 

 

Hier scheinen die im 
Kataster eingetragenen 
Benützungsarten auf. 

 

Ein „G“ neben 
der Grund-
stücksnummer 
bedeutet, dass 
dieses Grund-
stück im 
Grenzkataster 
eingetragen ist. 

Teilflächenausmaß in m2 

 
Grundstücksanschrift 

 

Das A2-Blatt enthält mit dem 
Eigentum an Grundstücken 
verbundene Rechte oder öffent-
lich-rechtliche Beschränkungen. 

Miteigentumsanteile 

 

Im B-Blatt (Eigentumsblatt) sind die Eigentü-
merInnen der Liegenschaft eingetragen. 

Das C-Blatt (Lastenblatt) enthält die mit dem 
Eigentum an den Liegenschaftsanteilen 
verbundenen Belastungen (z.B. Pfandrechte). 

Am Ende der Abschrift befindet sich der 
Hinweis, dass Eintragungen ohne Währungs-
bezeichnung Beträge in Schilling sind. 

Flächenausmaß in m² 

 

Die Tagebuchzahl (TZ) ist die Geschäftszahl 
des Grundbuchsgerichts. Unter dieser Zahl 
sind die der Eintragung zugrundeliegenden 
Urkunden (Vertrag etc.) abgelegt und per EDV 
einsehbar. 
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GESELLSCHAFTSRECHT

Gläubigern von Kapitalge­
sellschaften haftet nämlich 
nur das Gesellschaftsver­
mögen, das Privatvermögen 
der Gesellschafter ist grund­
sätzlich dem Zugriff entzo­
gen. Deshalb besteht die Ver­
pflichtung zur Offenlegung 
des Jahresabschlusses, zumal 
dieser auch unternehmens­
externen Personen eine soli­
de Informationsquelle bieten 
soll. Die Geschäftsführungs­
organe einer Kapitalgesell­
schaft (Geschäftsführer, Vor­
stand) sind verpflichtet, den 
Jahresabschluss, Lagebericht 

sowie den Bestätigungsver­
merk spätestens neun Mo­
nate nach dem Bilanzstichtag 
beim Firmenbuch einzurei­
chen. Verletzen sie diese Vor­
schrift, kann ihnen das Fir­
menbuchgericht Zwangsstra­
fen auferlegen. 

Offenlegungspflicht

Erst kürzlich hatte sich der 
OGH mit einer Verletzung 
von Offenlegungs- und da­
mit zusammenhängend Kon­
trollpflichten der Geschäfts­
führer einer GmbH zu befas­
sen (6 Ob 66/172). Da der Jah­
resabschluss einer GmbH um 
mehr als zwei Monate zu spät 
zum Firmenbuch eingereicht 
worden war, verhängte das 
Firmenbuchgericht Zwangs-
strafen gegen die Geschäfts­
führer. Diese beeinspruch­
ten die Strafverfügungen, zu­
mal sie einen Notar mit der 
rechtzeitigen Einreichung der 
Jahresabschlüsse beauftragt 
hatten. In ihrem Rechtsmit­
tel brachten sie vor, der No­
tar hätte auf Nachfrage hin 
die rechtzeitige Einbringung 
des Jahresabschlusses versi­
chert. Dem Berufungsgericht 
war das aber nicht genug: Ein 
Geschäftsführer muss sich im 
Zuge der Einreichung des Jah-
resabschlusses das Verschul­
den seiner Hilfspersonen (zB 
Notar, Rechtsanwalt, Steu­
erberater) zurechnen las­
sen. Darüber hinaus treffe 
ihn gegenüber seinen Gehil­
fen selbst dann eine Überwa­
chungsverpflichtung, wenn 
es sich um berufsmäßige Par­
teienvertre-ter handle. Ein 
bloßes Nachfragen sei nicht 
haftungsbefreiend, vielmehr 
hätten die Geschäftsführer 
auch Einsicht in das Über­

mittlungsprotokoll nehmen 
müssen. Die Geschäftsfüh­
rer ließen sich diese Entschei­
dung nicht gefallen und rie­
fen den OGH um die Letztent­
scheidung an. Dieser pflich­
tete dem Oberlandesgericht 
zwar bei, dass Geschäftsfüh­
rer im Zuge der Einreichung 
ihre Hilfspersonen überwa­
chen müssen. Allerdings rei­
che die Nachfrage, ob der Jah­
resabschluss tatsächlich ein­
gereicht worden sei, zur Kon­
trolle aus, einer Einsicht in das 
Übermittlungsprotokoll be­
dürfe es aber nicht.

Im vorliegenden Fall war 
das Berufungsgericht offen­
bar päpstlicher als der Papst. 
Der praktische Ansatz des 
OGH ist zu begrüßen, zumal 
das Berufungsgericht die Kon­
trollpflichten überspannt hat. 
Ausufernde Kontrollpflichten 
sind einer wettbewerbsfä­
higen Wirtschaft nicht förder­
lich. Vertrauen ist gut, Kon­
trolle ist besser und in diesem 
Fall sogar verpflichtend. Aber 
ein bisschen darf man einem 
bevollmächtigten Parteien­
vertreter schon glauben …� n

D 
 
es einen Vorteil 

soll nicht des anderen 
Nachteil sein“. Auf 
diesem Leitgedanken 
basiert ein wesentliches 
Grundprinzip des Kapi-
talgesellschaftsrechts 
(vor allem GmbH, AG), 
nämlich der Gläubiger-
schutz. 

Vertrauen   l ist gut

Kontrolle ist 
haftungsbefreiend

ko
nt

ro
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VERKEHRSRECHT

Mehrere Blasversuche l kein gültiges Ergebnis

Was gilt als Verweigerung 
des Alkotests?

und brav ins Röhrchen zu bla­
sen. Denn was viele nicht wis­
sen: nicht nur die tatsächliche 
Weigerung, einen Alkomattest 
abzulegen, stellt eine Verwei­
gerung im Sinne des § 99 Abs 
1 lit b StVO dar, sondern schon 
geringfügige Störungen der 
Amtshandlung durch den Auf­
geforderten können von den 
Beamten als Verweigerung ge­
wertet werden. Beispielsweise 
wurde in der Vergangenheit als 
Verweigerung gewertet:
n	wenn der zum Alkoholtest 

Aufgeforderte einen Zug von 
der Zigarette nahm, sich den 
Mund mit Wasser ausspülte 
oder Kaugummi kaute, ob­
wohl ihm dies jeweils von 
den amtshandelnden Beam­
ten ausdrücklich untersagt 
worden war;

n	wenn nach mehreren Blas­
versuchen kein gültiges 
Messergebnis zustande kam, 
obwohl das Gerät nachweis­
lich funktionierte und der 

Das böse Erwachen folgt dann 
oft auf der Heimfahrt: die Poli­
zei fordert auf, anzuhalten und 
einen Alkomattest durchzu­
führen. Es kursieren viele The­
orien, wie man im Fall der Fälle 
noch schnell den Alkoholpegel 
nach unten korrigieren kann. 
Oder soll man sich  der Alkohol­
kontrolle am Besten ganz ent­
ziehen? Vorweg genommen: es 
ist besser, der Aufforderung der 
Polizeibeamten Folge zu leisten 

Aufgeforderte keine gesund­
heitlichen Einschränkungen 
hatte;

n	wenn der Aufgeforderte 
sich unerlaubt vom Ort der 
Amtshandlung entfernt 
(zum Beispiel aufgrund 
niedriger Temperaturen in 
einem nahegelegenen Gast­
haus auf das Eintreffen des 
Alkomaten wartet; angibt, 
ein WC aufsuchen zu wol­
len und nicht mehr zurück­
kommt oder aufs Dach steigt 
und sich weigert, herunter­
zukommen).
Die Folge daraus: bei einer 

Verweigerung winkt eine saf­
tige Geldstrafe wegen der Ver­
waltungsübertretung, zusätz­
lich wird der Führerschein 
mindestens sechs Monate ent­
zogen. Diese Konsequenzen 
sind vergleichbar mit einem 
Alkoholisierungsgrad von 1,6 
Promille oder mehr. 

Nur selten ist eine Verweige­
rung rechtmäßig, wie im fol­
genden Beispiel bei dem die 
Polizeibeamten irrten und der 
VwGH eine Verweigerung ver­
neinte:  Im Zuge der Amtshand­
lung konnte nicht festgestellt 
werden, ob die Haftcreme, die 
der betroffene Lenker für sei­
ne dritten Zähne verwendete, 
alkoholhältig war oder nicht. 
Eine Alkomatmessung wurde 
deshalb nicht durchgeführt, da 
eine alkoholhältige Haftcreme 
die Messung verfälschen kann. 
Eine Blutabnahme verweiger­
te der Lenker. Trotzdem wurde 
ihm der Führerschein für sechs 
Monate abgenommen. Zu Un­
recht, wie der Verwaltungsge­
richtshof entschied: Die Analy­
se der Alkoholisierung per Blut­
abnahme komme nur dann in­
frage, wenn der Lenker aus ge­
sundheitlichen Gründen nicht 
in der Lage ist, einen Alkomat­
test abzulegen. Eine mögliche 
Verfälschung ist aber kein ge­
sundheitlicher Grund.� n

G 
 
erade um den 

Jahreswechsel und 
im Fasching wird ver-
mehrt Alkohol konsu-
miert – die Versuchung 
wartet schließlich an 
allen Ecken und Enden. 
Weihnachtsfeier, Glüh-
weinstand, Bälle und 
Faschingsparties. 

TIPP

Wird ein Lenker – sei-
ner Meinung nach 
zu Unrecht – einer 
Verweigerung des 
Alkomattests bezich-
tigt, so kann er ein 
örtliches Krankenhaus 
aufsuchen und dort den 
Blutalkohol bestimmen 
lassen! Dann kennt man 
zumindest den genauen 
Alkoholisierungsgrad 
und kann so „die 
Höchststrafe“ von sechs 
Monaten Entzug (samt 
Nachschulung und psy-
chologischen Test) mög-
licherweise verhindern.

BEI VERWEIGERUNG 
des Alkotests winkt 
Führerscheinentzug und 
eine saftige Geldstrafe.
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Was ist eine Sozinische Kau-
tel (Klausel)?

a. Durch eine sozinische Kau­
tel wird der Pflichtteilsbe­
rechtigte vom Erblasser vor 
die Wahl gestellt, entweder 
einen höheren Betrag ver­
erbt zu erhalten als den ge­
setzlichen Pflichtteil, dafür 
aber Bedingungen oder Be­
lastungen zu akzeptieren, 
oder sein Erbteil genau auf 
den Pflichtteil zu beschrän­
ken, diesen aber unbelastet 
zu erhalten.

b. Durch eine sozinische Kau­
tel wird in einem Gesell­
schaftsvertrag geregelt, 
was im Falle von Rege­
lungslücken im Vertrag zu 
geschehen hat: anstelle der 
primären Auslegung nach 

dem Wortlaut des Ver­
trages soll zuerst eine Aus­
legung gewählt werden, 
die dem Wohle der Gesell­
schaft dient und ihren Be­
stand sichert.

c. Durch eine sozinische Kau­
tel werden soziale Einrich­
tungen der öffentlichen 
Hand verpflichtet, Förde­
rungsgelder im Sinne des 
Gemeinwohls zu verwen­
den und darüber jährlich 
dem Förderungsgeber un­
aufgefordert eine genaue 
Abrechnung zu legen, dies 
bei sonstiger Verpflichtung 
zur Rückzahlung der erhal­
tenen Gelder.

Antwort:
a. Der Erblasser kann den 
Pflichtteil in beliebiger Form 

hinterlassen. Er kann ihn 
auch an Bedingungen oder 
Belastungen knüpfen. Bis En-
de 2016 konnte der Erblas-
ser den Pflichtteilsberech-
tigten im letzten Willen an-
weisen, eine bestimmte Bela-
stung oder Bedingung freiwil-
lig zu tragen und dafür mehr 
als den gesetzlichen Pflicht-
teil zu erhalten. Wolle dieser 
das nicht, so sollte er lediglich 
den gesetzlich vorgesehenen 
Pflichtteil, aber unbelastet, be-
kommen. 
Mit der Erbrechtsreform 2016 
wurde dieses Wahlrecht ab-
geschafft, nunmehr muss der 
Pflichtteilsberechtigte das 
ihm zugewiesene Vermögen 
mit Belastung übernehmen, 
allerdings ist die Belastung 
bei der Zuwendung wertmin-
dernd zu berücksichtigen.

J 
 
uristische Begriffe 

sind oft nicht für  
jeden Laien  
verständlich. Darum 
will „mit Recht“ in  
jeder Ausgabe  
rechtliche Begriffe  
erraten lassen.

Recht rätselhaft

mit RECHTmit RECHT

VERKEHRSRECHT

viertelstündlich bis stündlich 
erneuert werden müssen. Die 
Spaziergängerin stürzte auf 
dem Gehsteig, welcher an 
das unbebaute Grundstück 
des Beklagten angrenzt und 
begehrte von diesem Scha­
denersatz wegen unzurei­
chender Streuung.

Nachdem das Erstgericht 
dem Klagebegehren zur 
Hälfte und das Berufungsge­
richt zu 75 Prozent stattgab, 
änderte der OGH diese Ent­
scheidungen ab und ließ die 
Fußgängerin zu Gänze ab­
blitzen: Bei der Streupflicht 
des § 93 Straßenverkehrsord­
nung (StVO) handelt es sich 
um eine Schutznorm, bei de­
ren Übertretung der Schädi­
ger sein fehlendes Verschul­
den beweisen muss. Die­
ser Beweis sei dem Beklag­
ten gelungen, da ihm ange­
sichts der am Unfalltag herr­
schenden Witterungsver­

So beschäftigte den OGH im 
Jahr 2016 ein Fall, in wel­
chem sich eine Spaziergän­
gerin am Nachmittag eines 
Dezembertages im Regen hi­
nauswagte. Zuvor herrsch­
te eine Kälteperiode, wes­
halb der anhaltende Nieder­
schlag zu sich ständig erneu­
erndem Glatteis führte. Eine 
Salzstreuung hätte etwa drei­

hältnisse die Erfüllung einer 
Streupflicht nicht zumutbar 
war. Selbst eine regelmäßige 
Streuung hätte den Sturz der 
Klägerin nicht verhindert. 
Die Grenze der Zumutbarkeit 
wird überschritten, „wenn 
bei andauerndem Schnee­
fall oder sich ständig erneu­
erndem Glatteis das Räumen 
bzw. Streuen mangels prak­
tisch ins Gewicht fallender 
Wirkung für die Verkehrssi­
cherheit nutzlos bleibt“. Wo 
genau die Grenze der Zumut­
barkeit liegt, ist eine Ein­
zelfallfrage. An sich ist das 
Streuen auch in kurzen Inter­
vallen zumutbar. Nur wenn 
die völlige Zwecklosigkeit ei­
ner solchen Streuung auch 
in kürzeren Intervallen fest­
stünde (z.B. wenn durch das 
Streuen die Rutschgefahr nur 
für etwa 5 bis 10 Minuten be­
seitigt werden könnte), wäre 
es nicht zumutbar.�  n

A 
 
lle Jahre wieder 

… beschäftigt nicht nur 
zahlreiche gestürzte 
oder zur Haftung gezo-
gene Österreicher, son-
dern auch den OGH die 
Frage der Haftung für 
die aus einem Sturz auf-
grund Glätte resultie-
renden Folgen. 

Streuung l Wann ist es zwecklos zu salzen?

Streupflicht im Winter
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Für Erwachsene  l bestehen keine gesetzlichen Vorschriften

Helmpflicht beim Skifahren?
was jedoch nicht automatisch 
Folgenlosigkeit bei Verzicht 
auf einen Helm bedeutet. Spä­
testens seit der Entscheidung 
des Obersten Gerichtshofes 
zum „sportlichambitionierten 
Radfahrer“ muss überlegt wer­
den, ob nicht auch Erwachse­
ne die Obliegenheit trifft, ei­
nen Helm zu tragen. In der ge­
nannten Entscheidung wur­
de ausgesprochen, dass sich 
im Kreis der „sportlich-ambi­
tionierten Radfahrer“ das Tra­
gen eines Schutzhelms durch­
gesetzt hat. Wer also (auf­
grund Fremdverschuldens) ei­
nen Unfall erleidet und keinen 
Schutzhelm trägt, muss sich 
unter Umständen die Kürzung 
des Schmerzengeldanspruchs 
um 25 Prozent gefallen lassen. 

Im Rahmen der Pressekonfe­
renz des österreichischen Ku­
ratoriums für Alpine Sicher­
heit vom 02.04.2014 wurde ei­
ne Studie präsentiert, wonach 
sich die Helmtragequote im 
Wintersportbereich in Öster­
reich auf 93,5  Prozent, bei Ju­
gendlichen sogar auf 97  Pro­
zent beläuft. Eine derart ho­

In den Bundesländern Tirol und 
Vorarlberg gibt es derzeit (noch) 
keine gesetzlichen Regelungen. 
Das Bundesland Vorarlberg 
hat lediglich eine öffentliche 
Empfehlung zum Tragen eines 
Helms ausgesprochen. 

Für Erwachsene bestehen 
diesbezüglich überhaupt kei­
ne gesetzlichen Vorschriften, 

he Quote lässt nun – den Ar­
gumenten des Obersten Ge­
richtshofes zum „sportlich am­
bitionierten Radfahrer“ fol­
gend – den Schluss zu, dass im 
Kreis der (erwachsenen) Win­
tersportler ebenfalls bereits ein 
allgemeines Bewusstsein zum 
Tragen eines Helms besteht.

Das hat zur Konsequenz, 
dass ein Wintersportler, der 
trotzt Bestehens dieses allge­
meinen Bewusstseins auf ei­
nen Helm verzichtet, im Fal­
le eines Unfalles unter Um­
ständen mit der Kürzung sei­
nes Schmerzengeldanspru­
ches um 25  Prozent rechnen 
muss. Auch bei der Durchset­
zung von Ansprüchen gegen 
die Versicherung könnte es zu 
Problemen kommen.  

In diesem Sinne muss somit 
(auch aus rechtlichen Grün­
den) eine klare Empfehlung 
zum Tragen eines Schutz­
helms insbesondere beim 
Schi- und Snowboardfahren 
ausgesprochen werden. Die 
Rechtsprechung zu diesem 
Thema werden wir jedenfalls 
verfolgen.� n

F 
 
ür Minderjährige bis 

zum vollendeten 15. Le-
bensjahr gibt es bereits 
entsprechende Vor-
schriften: In den Bun-
desländern Salzburg, 
Oberösterreich, Steier-
mark, Niederösterreich, 
Kärnten, Burgenland 
und Wien besteht eine 
Helmpflicht beim Ski- 
und Snowboardfahren 
sowie bei sonstigen 
Wintersportarten (zB. 
Rodeln) auf präparier-
ten Pisten.  
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WER MUSS AUF PISTEN 
HELM TRAGEN?
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ARBEITSRECHT

Für das Arbeitsrecht gibt es 
spezielle Regelungen über 
die sexuelle Belästigung, die 
im Gleichbehandlungsge­
setz (GlBG) geregelt sind. Zu­
nächst muss vom Belästiger 
ein der sexuellen Sphäre zuge­
höriges Verhalten gesetzt wer­
den. Darunter fallen sowohl 
verbale Äußerungen (zB über 
die Figur, sexuelle Vorlieben 
und Praktiken) als auch uner­
wünschte Annäherungsver­
suche und natürlich körper­
liche Übergriffe. Weiters muss 
das Verhalten des Belästi­
ger für einen objektiven Drit­
ten die Würde der belästigten 
Person verletzten. Das Verhal­
ten muss also ein herabwür­
digendes Element beinhalten 
und es muss für einen Drit­
ten objektiv erkennbar sein, 

dass sich die Belästigte und 
der Belästiger nicht auf Au­
genhöhe begegnen. Schließ­
lich muss sich die Belästigte 
auch subjektiv belästigt füh­
len. Das Gesetz stellt daher auf 
subjektive Grenzen der einzel­
nen Person ab. Was daher für 
einen Dritten objektiv einer 
Würdeverletzung gleichkom­
mt, kann für die Betroffene 
aber „normal“ bzw erwünscht 
sein, wodurch diesfalls der 
Tatbestand der sexuellen Be­
lästigung nicht erfüllt wäre. 
Das gleiche Verhalten kann 
daher gegenüber einer Person 
eine sexuelle Belästigung dar­
stellen, gegenüber einer an­
deren Person nicht. Eine aus­
drückliche oder auch konklu­
dente Ablehnung der Betrof­
fenen wird nicht gefordert, di­
es stellte der OGH erst kürz­
lich ausdrücklich klar (OGH 
20.04.2017 9 ObA 38/17d). Die 
sexuelle Belästigung muss im 
Zusammenhang mit der Ar­
beitsumwelt der Belästigten 
stehen, weshalb als Belästiger 
auch ein Kunde oder ein Pati­
ent in Frage kommen könnte. 
Der Privatbereich bleibt aus­
geklammert und dem Straf­
recht vorbehalten, wenn die 
dort gezogenen Grenzen über­
schritten werden.

Arbeitgeber sind auf­
grund ihrer Fürsorgepflicht 
für Arbeitnehmer verpflich­
tet, Maßnahmen zu setzen, 
um im Falle sexueller Belä­
stigung Abhilfe zu schaffen, 
wenn sie davon wussten oder 
zumindest wissen konnten. 
Die konkret zu ergreifenden 
Maßnahmen haben sich an 
dem Ausmaß der sexuellen 
Belästigung zu orientieren. 
Dies kann ein klärendes Ge­
spräch, eine formelle Abmah­
nung oder im Fall der Fälle 
die Kündigung oder gar Ent­
lassung des Belästigers sein. 

Die betroffene Person hat ei­
nen direkten Schadenersatz­
anspruch gegen den Belästi­
ger, der neben den tatsäch­
lichen Vermögenseinbußen 
auch ideellen angemessenen 
Schadenersatz zum Ausgleich 
der erlittenen persönlichen 
Beeinträchtigung von minde­
stens 1.000 Euro umfasst.

Diese rechtlichen Rege­
lungen sind zielführend und 
notwendig. Allerdings zei­
gen manche Fälle auch die 
Kehrseite der Schutzbestim­
mungen. In einigen Fällen 
wird nicht klar sein, welche 
Handlungen die Würde einer 
Person beeinträchtigen. Hier 
spielen Wertvorstellungen 
einer Gesellschaft eine Rolle, 
die nicht immer definierbar 
sind und sich im Laufe der 
Zeit durchaus erheblich ver­
ändern können. Die Bestim­
mungen könnten auch im 
Nachhinein gegen (frühere) 
Arbeitgeber verwendet wer­
den. Man denke an den Fall, 
dass ein der sexuellen Sphäre 
zugehöriges Verhalten vom 
Arbeitgeber gesetzt wur­
de, dieses von der Arbeitneh­
merin aber zunächst subjek­
tiv nicht störend empfunden 
wurden, vielleicht sogar er­
wünscht war. Aufgrund einer 
nachfolgenden Enttäuschung 
macht die Arbeitnehmerin in­
nerhalb der dreijährigen Ver­
jährungsfrist Ansprüche auf-
grund sexueller Belästigung 
geltend. Auf eine ausdrück­
liche oder stillschweigende 
Zurückweisung kommt es 
nicht an, die objektiven Kri­
terien sind erfüllt, alleine auf 
das subjektive Empfinden 
der Arbeitnehmerin wird da­
her im Prozess abgestellt. Der 
Freibeweis für den Belangten 
wird nahezu unmöglich sein. 
Die Gerichte sind aufgerufen, 
sorgfältig abzuwägen.� n

D 
 
Die Social-Media-

Kampagne „#MeToo“ 
hat das Thema sexuel-
le Belästigung in den 
öffentlichen Diskurs 
gerückt. Kaum ein Tag 
vergeht, an dem in 
Medien nicht Belästi-
gungsvorwürfe gegen 
allerlei Personen des 
öffentlichen Lebens er-
hoben werden. Ob zu 
Recht, werden die Ge-
richte klären. Juristisch 
ist jedoch nicht eindeu-
tig, was unter se-xuelle 
Belästigung überhaupt 
verstanden wird. Wo 
fängt sie an, wo hört sie 
auf und was kann eine 
(zumeist) weibliche Be-
troffene unternehmen, 
wenn sie am Arbeits-
platz sexuell belästigt 
wird? 

Sexuelle Belästigung l juristisch nicht eindeutig

#MeToo oder moderne 
Hexenjagd?
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Einlagezahl l Grundstücksnummer, Aktenzahl …

Welche Informationen hält der 
Grundbuchauszug bereit? 
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Welche Informationen hält der Grundbuchauszug bereit?  
 
 

REPUBLIK ÖSTERREICH 
GRUNDBUCH 

GB 

Auszug aus dem Hauptbuch 
 
KATASTRALGEMEINDE 19544 St. Pölten   EINLAGEZAHL 1234 
BEZIRKSGERICHT St. Pölten 
************************************************************************** 
Letzte TZ 21562/2012 
Einlage umgeschrieben gemäß Verordnung BGBl. II, 143/2012 am 07.05.2012 
*************************************A1*********************************** 
   GST-NR   G BA (NUTZUNG)        FLÄCHE  GST-ADRESSE 
   123/1     GST-Fläche             679 
              Bauf.(10)             144 
              Bauf.(20)              46 
              Gärten(10)             489 Wohlfühlstraße 1 
Legende: 
Bauf.(10): Bauflächen (Gebäude) 
Bauf.(20): Bauflächen (Gebäudenebenflächen) 
Gärten(10): Gärten (Gärten) 
************************************A2************************************ 
  1 a gelöscht 
************************************B************************************* 
  5 ANTEIL: 1/2 
    Anna Müller 
    GEB: 1984-04-01 ADR: Grabenstraße 113, St. Pölten 3100 
     a 7186/2011 IM RANG 7532/2010 Kaufvertrag 2010-12-06 Eigentumsrecht 
   6 ANTEIL: 1/2 
     Max Müller 
     GEB: 1983-04-01 ADR: Grabenstraße 113, St. Pölten 3100 
       a 7186/2011 IM RANG 7532/2010 Kaufvertrag 2010-12-06 Eigentumsrecht 
*************************************C************************************ 
  11 a 7186/2011 Pfandurkunde 2011-10-03 
         PFANDRECHT Höchstbetrag EUR 150.000,-- 
          für Sparschwein Bank Aktiengesellschaft (FN 12321i) 
     b 7186/2011 VORRANG von LNR 11 vor 12 
  12 a 7186/2011 
         BELASTUNGS- UND VERÄUSSERUNGSVERBOT gem Pkt II. Abs 1 
         Vereinbarung 2011-09-09 für 
          a) Ali Albert, geb 1964-10-10 
          b) Berti Albert, geb 1966-10-09 
      b 7186/2011 VORRANG von LNR 11 vor 12 
*********************************** HINWEIS ****************************** 

Eintragungen ohne Währungsbezeichnung sind Beträge in ATS. 

************************************************************************** 
 
 
 

Für jede Liegenschaft besteht eine so 
genannte Einlage, die je Katastralge-
meinde mit der Einlagezahl (EZ) eindeu-
tig bezeichnet ist. 

 
zuständiges Gericht 

 
Aktenzahl (TZ) zu 
der in dieser 
Einlage die jeweils 
letzte Eintragung 
vollzogen wurde 

Grundstücksnummer 

 

Im A1-Blatt scheinen alle zu 
dieser Einlage gehörenden 
Grundstücke sortiert nach 
ihren Grundstücksnummern 
auf. 

 

Hier scheinen die im 
Kataster eingetragenen 
Benützungsarten auf. 

 

Ein „G“ neben 
der Grund-
stücksnummer 
bedeutet, dass 
dieses Grund-
stück im 
Grenzkataster 
eingetragen ist. 

Teilflächenausmaß in m2 

 
Grundstücksanschrift 

 

Das A2-Blatt enthält mit dem 
Eigentum an Grundstücken 
verbundene Rechte oder öffent-
lich-rechtliche Beschränkungen. 

Miteigentumsanteile 

 

Im B-Blatt (Eigentumsblatt) sind die Eigentü-
merInnen der Liegenschaft eingetragen. 

Das C-Blatt (Lastenblatt) enthält die mit dem 
Eigentum an den Liegenschaftsanteilen 
verbundenen Belastungen (z.B. Pfandrechte). 

Am Ende der Abschrift befindet sich der 
Hinweis, dass Eintragungen ohne Währungs-
bezeichnung Beträge in Schilling sind. 

Flächenausmaß in m² 

 

Die Tagebuchzahl (TZ) ist die Geschäftszahl 
des Grundbuchsgerichts. Unter dieser Zahl 
sind die der Eintragung zugrundeliegenden 
Urkunden (Vertrag etc.) abgelegt und per EDV 
einsehbar. 
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10 MARKENRECHT

Durch eine Novelle (BGBl l 
2017/124) kam es zur Einfüh­
rung der neuen Markenform 
„Gewährleistungsmarke“  
(§ 63a MarkSchG). Gewährlei­
stungsmarken kennzeichnen 
Waren oder Dienstleistungen 
mit festzulegenden kontrol­
lierten Eigenschaften und 
unterscheiden sie von jenen, 
für die diese Eigenschaften 
nicht gewährleistet sind. Die 
selbe Richtlinie sieht die Ein­
führung der Möglichkeit der 
Teilung einer angemeldeten 
oder registrierten Marke in 
mehrere Teilmarken dessel­
ben Inhabers (§ 23a Mark­
SchG) vor.

Nun zur Gerichtspraxis: 
In Deutschland kam es zu 
einem interessanten Rechts­

streit zwischen dem ameri­
kanischen Konzern Monde­
lez („Milka“) und dem deut­
schen Unternehmen Ritter 
Sport. Ziel Mondelez‘ war es, 
das Monopol Ritters an qua­
dratischen Schokoladenta­
feln zu beenden, indem das 
diesbezüglich eingetragene 
Markenrecht aus dem Regi­
ster gelöscht wird. Die Rich­
ter erster Instanz des Bun­
despatentgerichts kamen zu 
dem Ergebnis, dass die Qua­
dratform, welche eine Son­
derform der handelsüblichen 
rechteckigen Schokoladen­
tafeln ist, schlichtweg eine 
technische Lösung darstellt, 
die die Lagerung und den 
Transport vereinfache. So­
mit fällt dies nicht unter den 
Schutz des Markengesetz (ös­
terr.: Markenschutzgesetz), 
da diesem zufolge Zeichen, 
die ausschließlich aus einer 
Form bestehen, die durch die 
Art der Ware selbst bedingt 
ist, vom Markenschutz aus­
genommen sind. Als Indiz da­
für wurde unter anderem die 
praktische Größe, die leicht 
in ein Jackett passt, herange­
zogen. Somit kam das Patent­
gericht zur Auffassung, dass 
dies anderen Unternehmen 
nicht vorenthalten werden 
durfte. Dieses Urteil des Bun­
despatentgerichts hätte für 
das Unternehmen der Fami­
lie Ritter weitreichende Fol­
gen gehabt, assoziiert doch 
die Allgemeinheit eine qua­
dratische Schokoladentafel 
gemeiniglich mit jener von 
Ritter. Dieses Privileg wä­
re somit verloren gegangen, 
andere Schokoladeherstel­
ler hätten ebenfalls die Mög­
lichkeit, ihr Produkt in Form 
eines Quadrates herzustel­
len. Um dies zu verhindern, 
wandte sich Ritter mit einem 

Rechtsmittel an den Bundes­
gerichtshof in Karlsruhe, der 
zur Freude Ritters nicht die 
Meinung des Bundespatent­
gerichts teilte, die Beschlüs­
se aufhob und das Verfahren 
an dieses zurückwies (vgl. I 
ZB 105/16 und I ZB 106/16). 
Mit dieser Entscheidung wi­
dersprach er auch einer ähn­
lichen Rechtsauffassung des 
europäischen Gerichtshofes, 
der Ende 2016 über den Mar­
kenschutz des Rubik-Cubes 
entschied und zu dem Schluss 
kam, dass die Würfelform ei­
ne reine technische Funktion 
sei und daher nicht als Mar­
ke geschützt werden könne 
(vgl. Az.: C-30/15 P). Die Richter 
des BGH kamen zum Schluss, 
dass auch dreidimensionale 
Zeichen eine Marke und so­
mit schutzfähig sein können. 
Argumentiert wurde damit, 
dass das Markenrecht einen 
sehr hohen Abstraktionsgrad 
erfüllt, der die Anwendung 
kompliziert macht. In diesem 
Fall sei die quadratische Form 
keine wesentliche Gebrauchs­
eigenschaft von Schokola­
de und somit wurde der Be­
schwerde der Firma Ritter 
stattgegeben. Das Bundespa­
tentgericht hat nun den Lö­
schungsantrag der Mondelez 
Europe Services GmbH neu 
zu prüfen.� n

Z 
 
unächst gesetzli-

che Neuerungen: Mit 
Inkrafttreten der neu-
en Verordnung über 
die Unionsmarke (VO 
2015/2424) und der 
neuen EU-Markenricht-
linie (RL 2015/2436/
EU) kommt es zu zahl-
reichen Änderungen im 
Markenrecht. 

Neues aus dem 
Markenrecht 
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Quadratisch  l Praktisch, Gut!
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GESELLSCHAFTSRECHT

Gläubigern von Kapitalge­
sellschaften haftet nämlich 
nur das Gesellschaftsver­
mögen, das Privatvermögen 
der Gesellschafter ist grund­
sätzlich dem Zugriff entzo­
gen. Deshalb besteht die Ver­
pflichtung zur Offenlegung 
des Jahresabschlusses, zumal 
dieser auch unternehmens­
externen Personen eine soli­
de Informationsquelle bieten 
soll. Die Geschäftsführungs­
organe einer Kapitalgesell­
schaft (Geschäftsführer, Vor­
stand) sind verpflichtet, den 
Jahresabschluss, Lagebericht 

sowie den Bestätigungsver­
merk spätestens neun Mo­
nate nach dem Bilanzstichtag 
beim Firmenbuch einzurei­
chen. Verletzen sie diese Vor­
schrift, kann ihnen das Fir­
menbuchgericht Zwangsstra­
fen auferlegen. 

Offenlegungspflicht

Erst kürzlich hatte sich der 
OGH mit einer Verletzung 
von Offenlegungs- und da­
mit zusammenhängend Kon­
trollpflichten der Geschäfts­
führer einer GmbH zu befas­
sen (6 Ob 66/172). Da der Jah­
resabschluss einer GmbH um 
mehr als zwei Monate zu spät 
zum Firmenbuch eingereicht 
worden war, verhängte das 
Firmenbuchgericht Zwangs-
strafen gegen die Geschäfts­
führer. Diese beeinspruch­
ten die Strafverfügungen, zu­
mal sie einen Notar mit der 
rechtzeitigen Einreichung der 
Jahresabschlüsse beauftragt 
hatten. In ihrem Rechtsmit­
tel brachten sie vor, der No­
tar hätte auf Nachfrage hin 
die rechtzeitige Einbringung 
des Jahresabschlusses versi­
chert. Dem Berufungsgericht 
war das aber nicht genug: Ein 
Geschäftsführer muss sich im 
Zuge der Einreichung des Jah-
resabschlusses das Verschul­
den seiner Hilfspersonen (zB 
Notar, Rechtsanwalt, Steu­
erberater) zurechnen las­
sen. Darüber hinaus treffe 
ihn gegenüber seinen Gehil­
fen selbst dann eine Überwa­
chungsverpflichtung, wenn 
es sich um berufsmäßige Par­
teienvertre-ter handle. Ein 
bloßes Nachfragen sei nicht 
haftungsbefreiend, vielmehr 
hätten die Geschäftsführer 
auch Einsicht in das Über­

mittlungsprotokoll nehmen 
müssen. Die Geschäftsfüh­
rer ließen sich diese Entschei­
dung nicht gefallen und rie­
fen den OGH um die Letztent­
scheidung an. Dieser pflich­
tete dem Oberlandesgericht 
zwar bei, dass Geschäftsfüh­
rer im Zuge der Einreichung 
ihre Hilfspersonen überwa­
chen müssen. Allerdings rei­
che die Nachfrage, ob der Jah­
resabschluss tatsächlich ein­
gereicht worden sei, zur Kon­
trolle aus, einer Einsicht in das 
Übermittlungsprotokoll be­
dürfe es aber nicht.

Im vorliegenden Fall war 
das Berufungsgericht offen­
bar päpstlicher als der Papst. 
Der praktische Ansatz des 
OGH ist zu begrüßen, zumal 
das Berufungsgericht die Kon­
trollpflichten überspannt hat. 
Ausufernde Kontrollpflichten 
sind einer wettbewerbsfä­
higen Wirtschaft nicht förder­
lich. Vertrauen ist gut, Kon­
trolle ist besser und in diesem 
Fall sogar verpflichtend. Aber 
ein bisschen darf man einem 
bevollmächtigten Parteien­
vertreter schon glauben …� n

D 
 
es einen Vorteil 

soll nicht des anderen 
Nachteil sein“. Auf 
diesem Leitgedanken 
basiert ein wesentliches 
Grundprinzip des Kapi-
talgesellschaftsrechts 
(vor allem GmbH, AG), 
nämlich der Gläubiger-
schutz. 

Vertrauen   l ist gut

Kontrolle ist 
haftungsbefreiend
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Ihren Rechtsanwalt finden Sie unter: www.f-b-h.at

Ihr Rechtsanwalt. Für jeden Fall.

Wirkt gegen 
Schlaflosigkeit.


